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Unser Zeichen: TS24-031 BUND Bbg – Biberabschuesse Oder (Bitte immer angeben)

Sehr geehrte Frau Schulz,
sehr geehrte Damen und Herren,

in o. g. Sache zeige ich an, dass ich den Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
Landesverband Brandenburg e. V., Mauerstraße 1, 14469 Potsdam, anwaltlich vertrete.

Wir nehmen Bezug – vielen Dank dafür – auf Ihr Schreiben vom 06.11.2024 und den übersen-
deten Bescheid vom 23.09.2024.

Nach Auswertung der Unterlagen aus der Akteneinsicht und rechtlicher Prüfung des Bescheids
erlauben wir uns die folgenden Hinweise.

Die rechtliche Prüfung hat ergeben, dass der Bescheid rechtswidrig war und gegen geltendes
Naturschutzrecht verstößt. Überdies erging die Entscheidung unter Verletzung der Beteili-
gungsrechte der anerkannten Naturschutzverbände. Wir weisen in aller Deutlichkeit darauf
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hin, dass wir im Falle künftiger Hochwasserereignisse einen rechtskonformen Umgang mit
dem geltenden Naturschutzrecht und eine ordnungsgemäße Verbandsbeteiligung erwarten.

Im gegenständlichen Fall sehen wir von einer Fortsetzungsfeststellungsklage beim Verwal-
tungsgericht ab. Sollte sich die Verwaltungspraxis nicht ändern, d. h. sollte es im Zusammen-
häng mit künftigen Hochwasserereignissen und Biberabschüssen erneut zu rechtswidrigen
Verwaltungsentscheidungen sowie der Verletzung der Verbandsbeteiligungsrechte kommen,
müssen Sie mit der Einleitung eines verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens rechnen.

Zu den Ergebnissen der rechtlichen Prüfung:

Es ist Ihnen mit Ihrem Bescheid vom 23.09.2024 nicht gelungen, den Anwendungsbereich der
BbgBiberV mit den dort vorgesehenen Abschussmaßnahmen für die Schutzgebiete zu eröff-
nen. Ihr Bescheid verstößt wegen unzureichender Prüfung gegen das Europäische Schutzge-
bietsrecht. Darüber hinaus missachtet der Bescheid die rechtlichen Anforderungen des
Schutzgebietsrechts der Naturschutzgebiete.

1. Zum Sachverhalt

Nach uns vorliegender Auskunft seien im Landkreis Oder-Spree an den Oderdeichen im Zuge
des Oder-Hochwasser 2024 insgesamt 32 Biber und 78 Nutria getötet worden. Ein vorheriger
Fangversuch sei fehlgeschlagen.

Am 23.09.2024 erließen Sie adressiert an das Landesamt für Umwelt (LfU) eine „Naturschutz-
rechtliche Entscheidung“ zum Antrag auf Ausnahmegenehmigung zur Entnahme von Bibern
während der Hochwasserlage Warnstufe III und IV im Bereich der wasserseitigen Deiche an
Oder und Neiße.

Dieser Bescheid war grundlegend rechtswidrig. Für den Biberabschuss in den Schutzgebieten
„Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“ war er keine taugliche Grundlage. Alle Abschüsse auf
Grundlage des Bescheids waren rechtswidrig. Wegen unzureichender Prüfung der Schutzge-
bietsverordnungen und des Europäischen Schutzgebietsrechts war der Bescheid nicht dazu
geeignet, den Anwendungsbereich der BbgBiberV zu eröffnen. Aus diesem Grund durften auf
Grundlage der BbgBiberV in den Schutzgebieten keine Tötungen erfolgen.

2. Rechtlicher Rahmen

Den artenschutzrechtlichen Rahmen zur Tötung von Bibern zum Zwecke des Hochwasser-
schutzes gibt § 45 Abs. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes vor. Nach dieser Vorschrift können
die zuständigen Behörden die Tötung von Bibern („Entnahme“) ausnahmsweise zulassen.
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Voraussetzung dafür ist, dass die Ausnahme im Interesse der Gesundheit des Menschen, der
öffentlichen Sicherheit, notwendig ist (§ 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 4 Bundesnaturschutzgesetz).

Die Behörden dürfen die Ausnahme nur zulassen, wenn zumutbare Alternativen nicht gege-
ben sind und der Erhaltungszustand der Populationen sich nicht verschlechtert
(§ 45 Abs. 7 S. 2 Bundesnaturschutzgesetz).

Dabei haben die Landesregierungen gemäß § 45 Abs. 7 S. 4 Bundesnaturschutzgesetz die Mög-
lichkeit durch Rechtsverordnung allgemein Ausnahmen zuzulassen. Das Land Brandenburg hat
von dieser Möglichkeit mit der Verordnung über die Zulassung von Ausnahmen von den
Schutzvorschriften für den Biber (nachfolgend: BbgBiberV) Gebrauch gemacht.

Die BbgBiberV sieht konkrete Anforderungen an den Abschuss von Bibern vor. So ist zum Bei-
spiel der Abschuss gemäß § 3 Abs. 1 S. 1 BbgBiberV nur dann zulässig, wenn Fachpersonen
zuvor vier Wochen lang erfolglos versucht haben, den Biber zu vergrämen. Vergrämen bedeu-
tet etwa, dass die Fachpersonen zunächst versuchen, Biberbaue und Biberburgen zu verfüllen
oder zu beseitigen. Dies in der Absicht, die Lebensstätten des Bibers unbrauchbar zu machen
(§ 2 BbgBiberV).

Vorherige Vergrämungsmaßnahmen sind allerdings nicht notwendig, soweit es um Tötungs-
maßnahmen an Hochwasserschutzanlagen nach § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BbgBiberV geht1. Hierun-
ter fallen die Deiche einschließlich der zugehörigen wasserbaulichen Anlagen.

Zu Recht nimmt die Verordnung gemäß § 1 Abs. 4 S. 1 BbgBiberV die Naturschutzgebiete und
die Europäischen Schutzgebiete (FFH-Gebiete) von der Anwendung aus. Denn in diesen Ge-
bieten gelten über das Artenschutzrecht hinaus weitergehende naturschutzrechtliche Anfor-
derungen. Für diese Gebiete gilt die BbgBiberV mit all ihren Vorgaben zum Abschuss nur unter
bestimmten, zusätzlichen Voraussetzungen.

Mit dieser Regelung spielt die Landesregierung den Ball an die unteren Naturschutzbehörden
der Landkreise. Die Landkreise haben die Möglichkeit den Anwendungsbereich der BbgBiberV
für die Schutzgebiete zu eröffnen.

So können die Landkreise auf Antrag für Naturschutzgebiete eine so genannte flächenschutz-
rechtliche Befreiung nach § 67 Bundesnaturschutzgesetz zu erteilen. Bei den Europäischen
Schutzgebieten müssen die Landkreise sogar positiv feststellen, dass eine erhebliche Beein-
trächtigung der Erhaltungsziele des jeweiligen Gebiets bei Durchführung der Tötungsmaßnah-
men ausgeschlossen ist.

1 Vgl. dazu § 3 Abs. 1 S. 3 BbgBiberV.
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Von dieser Möglichkeit haben Sie im Zusammenhang mit dem Oder-Hochwasser im Septem-
ber 2024 Gebrauch gemacht.

Eine rechtskonforme Umsetzung ist Ihnen indes nicht gelungen.

3. Unzureichende Prüfung der Schutzgebietsverordnungen

Ihr Bescheid vom 23.09.2024 konnte wegen unzureichender Prüfung der Schutzgebietsver-
ordnungen für die Naturschutzgebiete „Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“ den Anwendungs-
bereich der BbgBiberV nicht eröffnen. Dies Voraussetzungen des § 1 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 BbgBi-
berV lagen nicht vor. Abschussmaßnahmen auf Grundlage des § 3 BbgBiberV waren in den
Schutzgebieten rechtswidrig.

Zwar erteilten Sie eine so genannte flächenschutzrechtliche Befreiung von den Verboten der
Verordnungen über die Naturschutzgebiete „Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“. Dies geschah
in der Absicht die Anwendbarkeit der BbgBiberV für diese Naturschutzgebiete herzustellen.
Ihre diesbezügliche Prüfung ist jedoch unzureichend. Sie hätten anhand der Verbote nach den
Verordnungen über die Naturschutzgebiete „Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“ prüfen müs-
sen, ob Sie die Befreiung erteilen dürfen.

Nur eine rechtmäßige flächenschutzrechtliche Befreiung ist taugliche Grundlage für die An-
wendbarkeit der BbgBiberV. Der Bescheid vom 23.09.2024 beinhaltet keine rechtmäßige Be-
freiung.

Exemplarisch verweisen wir auf das Naturschutzgebiet „Mittlere Oder“:

Nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 der Schutzgebietsverordnung zum Naturschutzgebiet „Mittlere Oder“
dient die Unterschutzstellung dem Vorkommen des Bibers. Ferner ist es nach § 4 Abs. 2 Nr. 20
der Verordnung verboten, wild lebende Tiere zu töten. Anhand dieser Regelungen hätten Sie
eingehend prüfen müssen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung vorliegen.

Diese Prüfung haben Sie im Bescheid nicht durchgeführt.

Darüber hinaus fehlt es im Bescheid vom 23.09.2024 an einer eindeutigen Regelung, von wel-
chem Verbot der Schutzverordnung die Befreiung freistellen will. Der Bescheid ist unbestimmt
und rechtsfehlerhaft. Sein einziges Ziel bestand darin, die Anwendbarkeit der BbgBiberV für
die Schutzgebiete herzustellen. Dies geschah rechtsfehlerhaft, ohne dass Sie sich mit den An-
forderungen der Schutzgebietsverordnungen im Tenor und der Begründung auseinanderge-
setzt hätten.
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Resümee: Ihr Bescheid vom 23.09.2024 konnte den Abschuss von Bibern in den Naturschutz-
gebieten „Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“ nicht rechtmäßig erlauben. Der Anwendungsbe-
reich der BbgBiberV war nicht eröffnet. Eine rechtmäßige Befreiung von den Anforderungen
der Schutzgebietsverordnungen lag nicht vor.

4. Verstoß gegen das FFH-Recht

Rechtswidrig waren Abschussmaßnahmen in den FFH-Gebieten „Mittlere Oder“ und „Oder-
Neiße“ weiterhin, weil der Anwendungsbereich der BbgBiberV nach § 1 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 BbgBi-
berV wegen unzureichender Prüfung des Europäischen Schutzgebietsrechts nicht eröffnet
war.

Insofern verstößt der Bescheid zugleich gegen geltendes FFH-Recht nach § 34 Abs. 2 Bun-
desnaturschutzgesetz. Denn er lässt ein Projekt zu, das zu erheblichen Beeinträchtigungen der
Erhaltungsziele der beiden FFH-Gebiete relevant beitragen kann (und beigetragen hat).

Nach dieser Vorschrift sind Projekte verboten, die zu erheblichen Beeinträchtigungen der Er-
haltungsziele führen können. Abschüsse nach der BbgBiberV sind überdies in Europäischen
Schutzgebieten gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 BbgBiberV nur zulässig, wenn eine solche erhebliche
Beeinträchtigung von Erhaltungszielen des jeweiligen Gebiets bei der Durchführung von Maß-
nahmen ausgeschlossen werden kann.

Zu den Erhaltungszielen des FFH-Gebiets „Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“ – von den Ab-
schüssen betroffen – gehört die Sicherung eines günstigen Gesamterhaltungszustands des Bi-
bers2.

Sie haben verkannt, dass Sie gemäß § 1 Abs. 4 S. 2 BbgBiberV positiv und fachlich begründet
hätten feststellen müssen, dass nachteilige Auswirkungen auf den Biber als Erhaltungsziel die-
ser Schutzgebiete ausgeschlossen sind. Diese Prüfung und Feststellung ist nicht Gegenstand
des Bescheids, obgleich Sie mit dem Bescheid den Abschuss auf Grundlage der BbgBiberV ex-
plizit für die FFH-Gebiete ermöglichen wollten.

Die Prüfung hätte in der Begründung des Bescheids erfolgen müssen. Nachträgliche Erläute-
rungen, wie in dem von Ihnen übersendeten Anschreiben vom 06.11.2024, reichen nicht.
Überdies erfolgten diese Erläuterungen nach Erledigung des Bescheids: Die Abschussmaßnah-
men waren bereits erfolgt.

2 Vgl. dazu die Ausführungen unter 3.3 Ziele und Maßnahmen wertgebende für Arten und deren Habitate, Ab-
schnitt Biber und Fischotter, S. 42 der Kurzfassung der Managementplanung Natura 2000 im Land Brandenburg
u. a. für das FFH-Gebiet „Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“.



6

Die Prüfung zum FFH-Gebietsschutz war unverzichtbar. Eine „Gefahr im Verzug“ rechtfertigt
den Verzicht nicht. Für einen solchen Verzicht gibt es keine rechtliche Grundlage. Erst die Prü-
fung ermöglicht die Bewertung, ob erhebliche Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele ausge-
schlossen sind und die BbgBiberV Anwendung findet. Überdies ergibt sich die Prüfungsnot-
wendigkeit unmittelbar aus dem FFH-Recht.

Im Rahmen der Prüfung hätten Sie der Frage nachgehen müssen, ob nachteilige Auswirkun-
gen auf den Erhaltungszustand des Bibers in den Schutzgebieten zu befürchten sind.

Sie hätten dabei u. a. prüfen müssen,

 mit wie viel Abschüssen welcher Biber (Elterntiere, Jungtiere) auf Grundlage des Be-
scheids und der BbgBiberV zu rechnen ist,

 welche Auswirkungen die zu erwartenden Abschüsse auf den Erhaltungszustand der
lokalen Population haben.

Dabei hätten Sie erkennen müssen, dass die

 fehlende zahlenmäßige Begrenzung von Abschüssen,
 bei nachaktiven Tieren nicht gegebene Möglichkeit, Abschüsse von Elterntieren un-

selbstständiger Jungtiere zu verhindern,
 Abschussmöglichkeit, die an keine weiteren Kriterien geknüpft ist, außer dass sich das

Tier auf bzw. an dem Deich, den Deichschutzstreifen oder den Gäben zum Abführen
von Drängewasser, aufhält,

per se dazu geeignet ist, den Erhaltungszustand der lokalen Population nachteilig zu beeinflus-
sen.

Bestätigt sehen wir die durch Ihren Bescheid begründete Gefahr durch die hohe Zahl an Ab-
schüssen im Landkreis Oder-Spree (32 Biber). Nach unseren fachlichen Schätzungen leben im
betroffenen Bereich der Oder ca. 1.000 Biber. Unter Berücksichtigung der Gesamtabschluss-
zahlen an der Oder – laut Presseberichten im Landkreis Oder-Spree und Märkisch-Oderland
zusammengerechnet über 100 Tiere – ist der Abschuss von 32 Tieren relevant. Er ist als erheb-
liche Beeinträchtigung anzusehen. Denn eine Tötung von 100 Tieren stellt einen Verlust der
lokalen Population von 10 Prozent dar.

5. Fazit

Sie handelten mit Ihrem Bescheid vom 23.09.2024 rechtswidrig. Alle Abschussmaßnahmen
auf Grundlage der BbgBiberV waren in den betroffenen Schutzgebieten „Mittlere Oder“ und
„Oder-Neiße“ unzulässig.
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Nicht nur haben Sie es rechtsfehlerhaft unterlassen, die Anforderungen der Schutzgebietsver-
ordnungen für die Naturschutzgebiete „Mittler Oder“ und „Oder-Neiße“ zu prüfen. Schon aus
diesem Grund war ein Abschuss auf Grundlage der BbgBiberV in den Naturschutzgebieten
nicht möglich.

Ihnen war es zudem verwehrt den Anwendungsbereich der BbgBiberV einschränkungslos auf
die FFH-Gebiete „Mittlere Oder“ und „Oder-Neiße“ zu erstrecken. Bereits wegen unzureichen-
der Prüfung durften Sie Abschussmaßnahmen in den FFH-Gebieten nicht ermöglichen.

Hinzu kommt: Durch die einschränkungslose Anwendung der BbgBiberV auf die FFH-Gebiete
haben Sie Tor und Tür für eine rechtswidrige, erhebliche Beeinträchtigung des Erhaltungszu-
stands der lokalen Population geöffnet. Sie hat sich realisiert, wie die bekannten Abschusszah-
len belegen.

Abschließend weisen wir auf die mit dem Bescheid begründete Verletzung des Beteiligungs-
rechts der anerkannten Naturschutzverbände u. a. aus § 36 Nr. 3 BbgNatSchAG hin. Danach
ist einer anerkannten Naturschutzvereinigung, die nach ihrer Satzung landesweit tätig ist, was
auf meinen Mandant zutrifft, die Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Einsicht in die ein-
schlägigen Sachverständigengutachten vor der Erteilung von naturschutzrechtlichen Befrei-
ungen nach § 67 BNatSchG zu geben. Entgegen der von Ihnen im Anschreiben vom 06.11.2024
vertretenen Auffassung rechtfertigt Punkt 5.12 Vollzugshinweise BbgBiberV keinen Verzicht
auf die Verbandsbeteiligung. Bei dieser Bestimmung handelt es sich um nicht mehr als eine
Verwaltungsvorschrift. Nicht um geltendes Recht. Die Beteiligungsrechte des § 36
BbgNatSchAG sind zu beachten.

Selbst bei Dringlichkeit von Maßnahmen ist eine Verbandsbeteiligung möglich. Eine nachträg-
liche Information ist rechtswidrig, zumal sie das Risiko mit sich bringt, dass ein Vollzug bereits
eingetretenen ist, welcher die anerkannten Vereinigungen vor vollendete Tatsachen stellt.

Eine Verbandsbeteiligung wäre im vorliegenden Verwaltungsverfahren vor Entscheidung
möglich gewesen. Laut Bescheid stammt der Antrag des LfU vom 20.09.2024. Am 23.09.2024
haben Sie den Bescheid erteilt. Binnen 72 Stunden hätten Sie eine Verbandsbeteiligung mit
einer Frist zur Stellungnahme von mindestens 24 Stunden durchführen können. Darauf haben
Sie rechtswidrig verzichtet.

Lediglich am Rande sei darauf verwiesen, dass der Landkreis Uckermark dies auch „geschafft“
hat. Er beteiligte die anerkannten Naturschutzverbände mit Anschreiben vom 17.09.2024 vor
Erteilung seines Bescheids zum Biberabschuss vom 20.09.2024.

Wir weisen darauf hin, dass nach der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung die Verletzung
der Beteiligungsrechte der anerkannten Naturschutzverbände ausreicht, um einen erteilten
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Bescheid außer Kraft zu setzen (Partizipationserzwingung). Wir bitten dies künftig zu berück-
sichtigen und fordern Sie auf, das geltende Recht zu beachten und die Beteiligungsrechte der
anerkannten Naturschutzvereinigungen ohne Wenn und Aber einzuhalten.

Vielen Dank und mit freundlichen Grüßen

Tim Stähle
Rechtsanwalt
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